
Kurz gefasst 

Kuba, Monaco,  
Nordkorea – und wir  
Vereinfacht gesagt, gibt es in der öffentli-
chen Debatte über die liechtensteinische 
Aussenpolitik zwei Lager. Auf der einen 
Seite wird argumentiert, dass Liechten-
stein zu klein sei für eine aktive Aussen-
politik. Für Kritik sorgen insbesondere 
Auslandsreisen der Regierungsmitglie-
der, aber auch die Notwendigkeit einzel-
ner Botschaften wird immer wieder 
infrage gestellt. Demgegenüber steht 
das Narrativ der erfolgreichen Aussen-
politik Liechtensteins mit Verweis auf 
das aktive Engagement in diversen 
internationalen Organisationen.  

Aus Sicht der Kleinstaatenforschung ist 
es unbestritten, dass eine aktive Aussen-
politik für kleine Staaten besonders 
wichtig ist. Sie wird vor allem als Mittel 
zur Stärkung der Souveränität verstan-
den. Ob das Weltgeschehen tatsächlich 
beeinflusst werden kann, ist eigentlich 
sekundär – es geht um internationale 
Anerkennung, Sichtbarkeit, Vernetzung 
und Informationsgewinn. Auch gibt eine 
geregelte internationale Ordnung einem 
Kleinstaat Sicherheit und Erwartungs-
stabilität. Die Kritik an Auslandsreisen 
der Regierung oder am liechtensteini-
schen Botschaftsnetz ist deshalb aus 
politikwissenschaftlicher Sicht nicht 
gerechtfertigt.  

Im Gegenteil finden sich diverse Belege, 
die das Narrativ der erfolgreichen liech-
tensteinischen Aussenpolitik bestätigen. 
Ein Beispiel ist die jüngst im Rahmen der 
Vereinten Nationen erfolgte Veto-Initia-
tive, welche Liechtenstein grosse Aner-
kennung brachte. Solche aussenpoliti-
schen Erfolge zeugen von Geschick, 
Engagement und Expertise.  

Aber heisst dies auch, dass Liechtenstein 
eine besonders aktive Aussenpolitik 
betreibt? Mitnichten. Dies bringt mich 
zurück zum Titel dieses Beitrages. Kuba, 
Monaco, Nordkorea und Liechtenstein – 
bei diesem seltsamen Klub handelt es 
sich nämlich um die einzigen Staaten, 
welche nicht Mitglied des Internationa-
len Währungsfonds (IWF) sind.  

Ein IWF-Beitritt war in Liechtenstein 
immer wieder ein Thema. Bisher fehlte 
aber der politische Wille dazu. Neben 
dem Faktum, dass man als international 
orientierter Wirtschaftsstandort wohl 
kaum im selben Atemzug mit Kuba und 
Nordkorea genannt werden möchte, 
bringt eine IWF-Mitgliedschaft diverse 
Vorteile mit sich wie z. B. eine bessere 
Verfügbarkeit von Daten für und über 
Liechtenstein.  

Der IWF ist aber nur ein Beispiel einer 
internationalen Organisation, der Liech-
tenstein nicht angehört. Weitere promi-
nente Beispiele sind die Internationale 
Arbeitsorganisation (ILO) oder die 
Organisation der Vereinten Nationen für 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur 
(Unesco). Klar, für einen Klein(st)staat 
ist der vorsichtige Umgang mit den 
Ressourcen wichtig. Allerdings sollte 
Aussenpolitik auch nicht zu sehr mit 
dem Rechenschieber betrieben werden – 
immerhin geht es hier um zentrale 
Werte und Interessen Liechtensteins. 
Warum also nicht auch einmal über 
mehr statt weniger Ressourcen für die 
Aussenpolitik debattieren?
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Gastkommentar 

Der Klimawandel nimmt 
alle und jeden in die Pflicht  
Gefühlt hat der Sommer bei uns 
bereits vor einigen Wochen Einzug 
gehalten. Im Mai verkündete Ra-
dio L, dass es zwar immer schon 
Hitzetage mit über 30 Grad gege-
ben habe. Allerdings nicht in der 
Häufigkeit und Regelmässigkeit 
wie in der jüngsten Vergangenheit. 
Folglich sehnten sich viele von uns 
schon im Wonnemonat Mai nach 
Abkühlung und Regen, der auch 
immer wieder einmal einsetzte. 
Glücklicherweise aber nicht in 
Form von extremem Starkregen mit 
Überschwemmungen. Liechten-
stein ist von grossen Naturkatastro-
phen, wie beispielsweise im Westen 
Deutschlands mit der Flut vom Juli 
2021 geschehen, seit fast 100 Jah-
ren weitgehend verschont geblie-
ben. 

Man muss jedoch kein Prophet sein, 
um vorauszusagen, dass der Klima-
wandel auch Liechtenstein zuneh-
mend beschäftigen wird. Die Land-
wirtschaft leidet bereits regelmässig 
unter zu langen Hitzeperioden. Aber 
auch Naturereignisse können Liech-
tenstein treffen, wie das Unwetter 
vom 31. Juli 1995 mit Erdrutschen in 
Triesenberg und Triesen eindrück-
lich gezeigt hat. Nur mit viel Glück 
waren damals keine Menschenleben 
zu beklagen. Land und Gemeinden 
investieren hohe Summen in den 
Schutz der Bevölkerung – sei es bei 
den Rüfeverbauungen, bei den 

Schutzwäldern oder bei der Sanie-
rung des Rheindamms. Doch wenn 
der Klimawandel weiter so voran-
schreitet wie in der jüngsten Zeit, 
Hitzeperioden von immer heftige-
ren und längeren Unwettern unter-
brochen werden, steigt die Wahr-
scheinlichkeit, dass auch unsere 
Region trotz aller Vorkehrungen von 
den Auswirkungen der zunehmen-
den Wetterextreme in Mitleiden-
schaft gezogen wird. 

Nun ist die Liechtensteiner Bevöl-
kerung in der glücklichen Lage, 

dass die Gebäude gegen Elemen-
tarereignisse versichert sind. So 
wird im Falle einer Überschwem-
mung oder eines Erdrutsches 
zumindest das Risiko minimiert, 
dass Existenzen auf dem Spiel 
stehen. Weltweit steht die Versiche-
rungsbranche aber vor grossen 
Herausforderungen. Die Leistun-
gen für Elementarschäden erhöhen 
sich rasant, obwohl – global gese-
hen – nur etwa jedes dritte Gebäude 
versichert ist, was gerade in ärme-
ren Regionen eben oft zur Zerstö-
rung von wirtschaftlichen Existen-
zen führt.  

Berechnungen und Modellanalysen 
der renommierten Forscherin 
Friederike Otto, Professorin in 
Oxford und Co-Autorin des jüngs-
ten Weltklimaberichts, haben 
realistisch aufgezeigt, dass die vom 
Menschen hervorgerufene globale 
Erwärmung die Eintretenswahr-
scheinlichkeit einer Flut, wie sie an 
Ahr und Erft im vergangenen Juli 
eingetreten ist, um den Faktor neun 
erhöht hat. Und bei uns im Alpen-
raum liegt die Erwärmung beinahe 
doppelt so hoch wie im globalen 
Durchschnitt. Darauf weist die 
Cipra bereits seit Jahren hin. 

Es sind aber nicht die – berechtig-
ten – Mahner, an denen es im 
Kampf gegen den Klimawandel 
mangelt. Der guten Worte und 

grossen Ziele gibt es genug. Viel 
wichtiger wäre ein allgemeiner 
Bewusstseinswandel. Denn wir alle 
stehen in der Verantwortung, in 
einer Verantwortung, die wir nicht 
auf die Politik abwälzen können. Es 
nützt auch nichts, sich über die 
teilweise enttäuschenden Ergebnis-
se der Klimakonferenzen zu bekla-
gen, ohne sich selbst in die Pflicht 
zu nehmen. Ob es nun noch drei 
Jahre sind, die der Menschheit 
bleiben, um den Klimawandel 
aufzuhalten, oder zehn Jahre: Wir 
alle müssen schon jetzt anfangen zu 
handeln, unser Konsum- und 
Mobilitätsverhalten anpassen, um 
den Ausstoss von Treibhausgasen 
so weit wie möglich zu verringern. 
Es geht um unser aller Zukunft und 
die unserer Kinder und Enkel. 

Wie man eine Feuerversicherung 
nicht erst dann abschliessen kann, 
wenn das eigene Heim schon in 
Flammen steht, dürfen wir auch 
beim Klimawandel nicht warten, 
bis es zu spät ist. 

«Wie man eine 
Feuerversicherung nicht 
erst dann abschliessen 
kann, wenn das eigene 
Heim schon in Flammen 
steht, dürfen wir auch 
beim Klimawandel nicht 
warten, bis es zu spät 
ist.»
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Tausende von Migranten und Flüchtlingen haben sich von der südmexikanischen Grenzstadt Tapachula 
aus auf den Weg Richtung USA gemacht. Der Marsch begann gleichzeitig mit dem Amerika-Gipfel in 
Los Angeles, auf dem ein neues Migrationsabkommen vereinbart werden soll. Viele der Menschen 
warten seit Monaten auf ihre Dokumente für die Weiterreise. Bild: Marco Ugarte, AP

Menschen-Karawane in Mexiko


